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Der Auftrag der Handke-Delegation
SED weicht W ieder vereinigungsiragen aus —  D ie Zone blickt nach Genf

Seit Montag tagen in Genf die führenden Staatsmänner des 
Westens und der Sowjetunion. Z iel ihrer Beratungen soll die 
internationale Entspannung sein und —  damit un^sbar ver­
bunden — die K lärung der Deutsehlandfrage. Für die 
Deutsehen in Ost und W est kann nur die W iedervereinigung 
eine solche Klärung bringen. D ie Bundesregierung hat das un­
mißverständlich zum Ausdruck gebracht. Sie spricht damit im 
Namen der Sowjetzonen-Bevölk'erung, die keine von ih r ge­
wählten Vertreter nach Genf entsenden kann. Welchen Auftrag 
aber hat die sowjetzonale Kegierungsdelegation, die in Genf 
mit den Sowjets „beobachtenden Kontakt“  halten w ill?  Und 
w ie stellt sieh die SED offiziell und insgeheim zur jetzt akut 
werdenden Frage der W iedervereinigung?

18 M illionen Menschen, die am 
Radio den Konferenzberiehten 
westlicher Kundfunksender 
lauschen, beobachten m it stei­
gender Unruhe eine dieser 
F rage ausweichende Haltung 
der SED. Die SED, die sieh 
grundsätzlich gegen eine W ie­
dervereinigung auf Grund fre ier 
Mahlen wehrt, hat in ebenso 
grundsätzlichen Erklärungen 
die W iedervereinigung als ein 
zweitrangiges Problem  bezeich­
net.

Sie stützt sich dabei auf die 
Konferenzabsicht der Sow jet­
delegation, die in erster L in ie 
über internationale Abrüstungs­
fragen verhandeln will.

„ Z e i t p u n k t  u n g e le g e n “

Die SED geht davon aus, daß 
ihre gegenwärtige wirtschaft­
liche und politische Situation 
die denkbar ungünstigste für 
Verhandlungen ist. Um es auf 
einen Nenner zu bringen: Sie 
w ill in ihrer Zone zuerst vo ll­
endete Tatsachen schaffen, ehe 
über sie am internationalen 
Konferenztisch entschieden 
werden seil.

Das heißt: Ende 1355 hat die 
K V P  ihre vorläufige Sollstärke 
erreicht. Zum gleichen Zeit­
punkt ist die Umgruppierung 
der halbmilitärischen Verbände 
abgeschlossen, w om it die SED 
Uber knapp eine M illion  ( ! )  an 
Infanteriewaffen ausgebildeter 
M ilizen verfügt, Anfang 1956

aber tritt der neue Volksw irt­
schaftsplan in K ra ft, der be­
reits ein Bestandteil der koor­
dinierten Ostblockrüstung ist. 
M it diesem Terminplan steht 
und fä llt  die Existenz der SED, 
denn: Erst danach kann sie m it 
einer wirtschaftlichen Unter­
stützung ihrer östlichen Nach­
barländer rechnen, ohne die sie 
auch politisch nicht mehr 
lebensfähig ist.

W a s  d a h in t e r s t e c k t

W as die SED anstrebt, ist der 
je tz t vie lzitierte „Status quo". 
Das heißt: Sie w ill, daß das 
je tz ige  unnatürliche Verhältnis 
der Spaltung Deutschlands auf­
rechterhalten bleibt, bis sich 
fü r sie „günstigere Verhand- 
lungsbedingungen“ ergeben. Ih r 
Ziel ist das Nebeneinanderleben 
zw eier deutscher Staaten, von 
denen der westliche möglichst 
unbewaffnet sein soll. Gestützt 
auf eine inzwischen militärisch 
geschulte Zivilarmee („Gesell­
schaft fü r Sport und Technik", 
F D J  und „Betriebs-Kam pf­
gruppen“) würde die SED dann 
sogar einer Schein-Reduzierung 
ihrer offiziellen militärischen 
Verbände zustimmen. Das alles 
mit dem Endziel, eines Tages 
ganz Deutschland zu „dem o­
kratisieren", w ie sie es nennt.

Das ist der wahre Grund, 
warum die SED die F rage  der 
W iedervereinigung in Genf 
nicht ‘zur Sprache kommen

lassen w ill. Indem  sie behaup­
tet, diese F rage sei nur durch 
innerdeutsche Verhandlungen 
„von Staat zu Staat“ zu regeln, 
plädiert sie bereits offen für 
den Status quo und möchte das 
alte Spiel von vorn  beginnen, 
wonach es statt fre ie r  W ahlen 
„Kulturgespräche“ und „Aus­
tausch von Arbeiterdelegatxo- 
nen“ geben soll.

In  diesem Sinne hat die SED 
ihren „Staatssekretär fü r Aus­
w ärtige Angelegenheiten“ , 
Handke, mit einer Delegation 
von „Beobachtern“ nach Genf 
geschickt. Handke ist Außen­
handelsfachmann. Sein Au ftrag  
besteht darin, über die je tz t 
zum Zentrum internationaler 
Gespräche gewordene Schweiz 
Verbindung m it kleineren Staa­
ten aufzunehmen, denen er über 
ausgedehnte Handelsangebote 
die offizielle Anerkennung der 
Sowjetzonenregierung nahelegen 
soll.

Handke hat zu diesem Zweck 
Vollmachten, die er je  nach 
dem Stand der Genfer Verhand­
lungen —  nach W eisung der 
Sow jetdelegation —■ anwenden 
kann. D ie W iederverein igung 
jedoch liegt v ö llig  außerhalb 
des Interessen- und M öglich­
keitsbereiches der SED-Vertre- 
ter bei der Genfer Konferenz.

A n w a l t  d e r  S o w je t z o n e

H ie r  nimmt die Bundesregie­
rung die Interessen der Sow jet­
zonenbevölkerung wahr. M it 
Unterstützung der Westmächte 
hat sie dafür gesorgt, daß die 
Forderung der Deutschen nach 
W iederverein igung nicht in den 
Debatten über internationale 
Abrüstungsfragen untergeht. 
W ie  sie ungeachtet a ller kom­
munistischen Drohungen und 
Lockrufe ihre P o lit ik  bis zur 
Genfer Konferenz geführt hat, 
w ird  sie nun auch die Forde­
rung nach W iedervereinigung 
verfechten.
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Genf — 
und was weiter?

D. T . In  Genf ist gerade der 
Mann nicht dabei, der sich seit 
Jahr und T a g  immer w ieder 
mahnend fü r eine derartige Zu­
sammenkunft der v ier Groß­
mächte eingesetzt hat: Chur­
chill. S ir W inston hatte erst­
m alig im  Frühjahr 1953 von der 
N otwendigkeit einer ost - w est­
lichen Begegnung gesprochen, 
die durch den unmittelbaren 
menschlichen Kontakt von 
Staatsoberhaupt zu Staatsober­
haupt das E is auftauen sollte. 
Aber damals wurde noch ge­
kämpft, und kein wärmender 
W indstoß w ar vom  Osten spür­
bar. Das ist inzwischen anders 
geworden. Seit Beilegung des 
Indochina-Krieges hat sich das 
K lim a  wesentlich verbessert.

Es is t w ie  nie zuvor geeignet 
zu einer ergieb igen  Aussprache. 
K e in e  Großmacht kann auf die 
andere einen Druck ausüben, 
w ie  es etw a im  vorigen Jahr in 
Genf geschah, als Frankreich 
unter allen Umständen einen 
K r ie g  zu beenden hatte. Keine 
Großmacht g ing also gereizt 
oder nervös in diese Konferenz. 
Und keine Großmacht steht 
unter Zeitdruck. So erfreuiich 
das zunächst fü r die Konferenz- 
atmosphäre auch sein m ag ■— in  
diesem Keine-E ile-Haben lieg t 
auch eine Gefahr. D ie Gefahr 
nämiich, daß es bei dem „fr ied ­
lichen" Kontakthalten bleibt.

Klare Aufgabe
Das Ziel bleibt, durch Über­

windung' des Mißtrauens zu 
einem  europäischen Sicherheits­
system zu gelangen, dessen 
natürliche Voraussetzung die 
Beseitigung des Unsicherheits­
faktors in der mißlichen Gestalt 
der deutschen Spaltung ist. D ar­
über sind in den letzten Wochen 
so vie le grundsätzliche Betrach­
tungen angestellt worden, daß 
hier nur noch auf die Erklärun­
gen von Regierung und Oppo­
sition in Bonn verwiesen w er­
den muß, w e il sie kurz und 
knapp das deutsche Resümee 
aller Überlegungen ziehen: ein 
reales, entspannendes Sicher­
heitssystem ohne W iederver­
ein igung g ib t es nicht. M it B e­
fried igung muß festgestellt 
werden, w ie  weitgehend dieser 
Standpunkt verstanden und so-

gar im  W esten vo ll akzep­
tiert w ird . D er W e g  zu diesem 
Z iel mag gewunden sein, aber 
solange die besagte Sicht bleibt, 
kann er nicht im politischen 
Dschungel versacken. A lle  Groß­
mächte, auch die Sowjets, ha­
ben sich eine Elastizität be­
wahrt und keine starren Aus­
gangspositionen bezogen. Selbst 
die Angriffe  Moskaus auf die 
Westeuropäische Union und 
N A T O  sind erwiesenermaßen 
nicht unabänderlich und schlie­
ßen nicht aus, ein neues ge­
meinsames Sicherheitssystem 
fü r die westlichen und östlichen 
Staatengruppen zu finden, das 
die notwendige Rüstungsbe­
grenzung gewährleistet.

Sondertour Pankows
In  diesem System muß das 

vordringliche Sicherheitsbedürf­
nis des w iedervereinten Deutsch­
lands vo ll befried igt sein. 
E in Neutraiisierungsversuch 
Deutschlands durch die Sowjets 
würde nicht nur eine empfind­
liche Lücke im  gesamteuropä­
ischen Sicherheitssystem lassen, 
sondern auch sofort das M iß­
trauen gegen  Moskau wecken, 
das m it einem solchen neutrali­
sierten Deutschland zu gegebe­
ner Stunde leichtes Spiel zu 
haben glaube. Es muß aner­
kannt werden, daß Bulganin 
und Chrustsehow sich sehr be­
müht haben, die Konferenz 
günstig starten zu lassen; Mo- 
lotow  dürfte alles vermeiden, 
um diesen guten Eindruck durch 
irreale und neues Mißtrauen ge­
bärende Vorschläge w ieder zu 
verwischen. Denn w er davon 
einzig und allein profitieren 
würde, das sind die SED- 
Machthaber in Pankow. F ü r sie 
g ib t es nur zwei Hoffnungen: 
ein unsicher-ungesichertes, neu­
tralisiertes Gesamtdeutschland 
oder eine Verhärtung des Sta­
tus quo. deutscher Spaltung m it 
Fortbestand der „D D R “ . A lles 
andere würde ihre politische 
Existenz beenden. K e in  Wun­
der, aber höchst aufschlußreich 
ist es deshalb, wenn in  diesen 
Wochen, da die Prasse der 
Westmächte, der Bundesrepu­
b lik  und die der Sowjetunion 
sich der Polem ik weitgehend 
enthält und selbst die „Praw - 
da“ die entgegenkommenden 
Erklärungen Bulganins nicht ad 
absurdum führt —  es allein die 
sowjetzonale Publiz istik  nicht

unterläßt, durch die üblichen 
ausfallenden Wortattacken ge ­
gen Adenauer' und die w est­
lichen Großmächte nach M ög­
lichkeit die K a ite-K rieg-Periode 
zu verlängern.

Das Fernziel
Doch es genügt keinesfalls, 

im  H inblick auf Genf nur w ie 
gebannt auf die sich abzeich­
nenden Möglichkeiten eines 
europäischen Sicherheitssystems 
zu starren. Gewiß ist die L ö ­
sung dieses militärischen P ro ­
blems am schwierigsten, zumai 
sich hier unmittelbar der gute 
W ille  zu zeigen hat, der theo­
retisch von allen Teilnehmern 
bekundet w ird  und in der deut­
schen F rage am deutlichsten 
und zuallererst praktiziert wer­
den muß. Gelingt es, dieses 
System zu schaffen, dann ist 
zwar das notwendigste Ziel er­
reicht, aber es gew innt dann 
ein weiteres Z iel sehr deutliche 
Konturen, das je tz t noch als 
Fernziel vor uns lie g t: Hebung 
des allgemeinen Lebensstan­
dards.

E in französisches Angebot 
fan d ’ damals während des 
Kalten  K rieges östlicherseits 
keine Erw iderung. Heute hat 
Eisenhower einen Höhepunkt 
a ilseitiger Anerkennung und 
Popu larität in Amerika erreicht, 
und nicht nur dort. Gelingt die 
Überwindung des Mißtrauens 
durch ein Sicherheitssystem mit 
deutscher W iedervereinigung, 
dann w ird  sich das Eisenhower- 
Angebot in  die T a t Umsetzen 
lassen. D ie  wirtschaftliche Zu­
sammenarbeit, die Bulganin in 
seiner Pressekonferenz sehr be­
tont ansprach, w ird  der 'Zu­
sammenarbeit in der Sieher- 
heitsfrage geradezu automatisch 
folgen. Es würde dann nicht 
mehr w ie je tz t  Vorkommen, daß 
im mitteldeutschen Gebiet die 
F leischversorgung zusammen­
bricht, daß in den Agrarländern 
Ungarn und Po len  die Men­
schen nach Brot Schlange ste­
hen, daß w eite fruchtbare Ge­
biete der W e lt trotz der stän­
d ig  wachsenden Geburtenzahl 
ungenutzt liegen und eine w elt­
w eite friedliche Ausnutzung der 
Atom energie unterbleibt. H a­
ben die Sow jets die große 
Chance erkannt, die gerade 
ihnen geboten w ird? Die Men-, 
sehen in W est w ie  in Ost hof­
fen  es. Genf w ird eine Antwort 
geben.



Keine Sicherheit ohne Einheit!
Erklärungen des Bundeskanzlers und Ollenhauers zu Genf 

Bonn (AP/D PA ). Bundeskanzler Adenauer und der SPD- 
Vorsitzende Ollenhauer haben Im Bundestag im  H inblick auf 
d ie Genfer Yiermächte-Honferenz übereinstimmend festgestellt» 
daß die Schaffung- eines europäischen Sicherheitssystems auf 
der Grundlage der Spaltung Deutschlands fü r das deutsche 
Volk unannehmbar ist.

Der Bundeskanzler erk lärte: 
„E in  europäisches Sicherheits­
system, das die Beibehaltung 
der Teilung Deutschlands vor­
sieht, ist fü r uns unannehmbar. 
E in  solches System würde die 
Teilung Deutschlands fü r eine 
gar nicht zu unterschätzende 
Zeit festlegen. Es würde da­
durch Europa keine Sicherheit 
gegeben. A u f der Außeracht­
lassung einer so tief im  deut­
schen V olke verankerten Forde­
rung kann niemals ein Sicher­
heitssystem aufgerichtet w er­
den.“

Ollenhauer sagte im Namen 
seiner Fraktion, er begrüße den

Bonn (Eigenbericht). Das 
erste W ehrgesetz der Bundes­
republik, das Fre iw illigenge­
setz, ist vom  Bundestag verab­
schiedet worden. In  brütender 
H itze  kam es nochmals zu einer 
in der Sache heftigen Ausein­
andersetzung zwischen Koalition  
und Opposition. Dann begaben 
sich die Abgeordneten bis A n ­
fang September in  die Ferien .

In  der Zwischenzeit w ird  m it 
der Aufstellung der 6000 F re i­
w illigen  begonnen.

Die- SPD  versuchte noch ein­
mal, ihre Gegensätze zur R e - 
g ierungspolitik  m öglichst scharf 
herauszuarbeiten. Aber es 
wurde deutlich, daß ihre A lte r­
native mehr und mehr zusam'- 
mensehrumpft. D ie Entwicklung 
ist über vie le Einwände der 
Opposition hinweggegangen. 
E iner ihrer hervorragendsten 
Köpfe , Erler, trug als einziger 
dem Rechnung, als er ausrief, 
„wenn schon die Verträge unter­
zeichnet sind“ , möge die Bun­
desregierung nun dieselbe 
Energie w ie  an die V erw irk ­
lichung der Verträge fü r eine 
konstruktive P o litik  der Ent­
spannung einsetzen.

D ie Sprecher der Regierungs­
parteien, voran Adenauer und 
die Bundesminister Blank,

Zusammentritt der Genfer K on ­
ferenz und hoffe, daß diese im 
Interesse der internationalen 
Entspannungen und der Lösung 
der F rage  der W iederverein i­
gung zu einem E r fo lg  führe. 
Seine Fraktion te ile  die A u f­
fassung des Bundeskanzlers, 
daß ein europäisches Sicher­
heitssystem, das die Beibehal­
tung d^r Teilung Deutschlands 
vorsehe, fü r das deutsche Volk  
unannehmbar wäre. A ber ge­
rade aus dieser Überzeugung 
heraus sei es notwendig, darauf 
hinzuweisen, daß die Zeit zum 
Handeln in  der F rage  der fr ied ­
lichen W iederverein igung
Deutschlands gekommen sei.

setzung m it der Opposition 
Schärfen hineinzutragen. B ei 
Strauß wurde dieses Bemühen 
am deutlichsten, als er bei Be­
ginn seiner Ausführungen er­
klärte, R eg ierung und Oppo­
sition seien sich in  den ent­
scheidenden Grundsätzen e in ig: 
Verhinderung eines K rieges 
um jeden  Pre is, aber ein 
Höchstmaß von Bereitschaft fü r 
den Ernstfall. N u r übe? die 
Methode, w ie  das zu verw irk­
lichen sei, verm öge man sich 
nicht ein ig zu werden.

Bonn (D PA ). Adenauer reiste 
am M ontag zu einem sechs­
wöchigen Erholungsaufenthalt 
in  die Schweiz. E r  w ird  *in sei­
nem Ferienort Mürren im  B er­
ner Oberland eine P riva tv illa  
bewohnen. Das „Chalet“  
(Schweizerhäuschen) wurde dem 
Bundeskanzler von der W itw e 
des vo r mehreren Jahren ver­
storbenen Schweizer Chirurgen 
Dr. Scabel zur Verfügung ge­
stellt.

Oberster US-Riehter 
besuchte Berlin

Berlin  (Eigenen el düng). Der 
Oberste Bundesrichter der USA, 
Earl W arren, stattete in Be­
gleitung von Botschafter Co- 
nant Berlin  einen Besuch ab. 
E r  wurde vom  Regierenden 
Bürgerm eister Suhr in Gegen­
w art des Vizepräsidenten des 
Abgeordnetenhauses, Endres, im  
Schöneberger Rathaus empfan­
gen. W arren  zeichnete sich In 
aas Goldene Buch ein und emp­
fin g  als Erinnerung eine Nach­
bildung der Freiheitsglocke.

Schikanen gegen 
Wassersportler

Berlin  (A P ). Sportboote aus 
W estberlin  dürfen nicht mehr 
von ihren Besitzern auf dem 
W asserwege durch die Zone 
nach der Bundesrepublik be­
g le ite t werden. Es können wohl 
die Boote m it W arenbegleit­
schein nach Westdeutschland 
übergeführt werden. D ie B e­
sitzer müssen jedoch auf dem 
Landw ege reisen.

V ie le  W estberliner, die pri­
vat oder zur Teilnahme an R e ­
gatten in  die Bundesrepublik 
fuhren, hatten bisher die Boote 
im  Schlepp auf d'em W asser­
w ege  selbst durch die Zone ge­
bracht. D ies ist je tz t  von der 
Vopo untersagt worden.

Zwei Minuten Besinnung
B erlin  (Eigra.) Zur Besinnung 

auf das Schicksal Deutschlands 
und zur Bekundung des W illens 
zur W iederverein igung ruhten 
am Montag, dem T a g  des K on ­
ferenzbeginns in  Genf, um 
12 Uhr in  der Bundesrepublik 
und in  W estberlin  zw e i Minuten 
lang A rbeit und Verkehr.

D er Bundeskanzler hat sich 
m it dem 1650 M eter hoch gelege­
nen Mürren einen der ruhigsten 
und schönsten Ferienorte der 
Schweiz ausgesucht. M it  der 
westdeutschen Beobachterdele­
gation in  Genf w ird  er in  stän­
digem  Kontakt bleiben. Diese 
Delegation soll während der 
Konferenz von den Westmäch­
ten laufend in Deutschland- 
F ragen  konsultiert werden.

Wehrgesetz unter Dach und Fach
Einig in den Grundsätzen — Sachliche Debatten

Schroeder und Strauß, verm ie­
den offensichtlich m it großem 
Bedacht, in  die Auseinander-

Ruhiger Urlaubsort für Adenauer
Aber ständiger Kontakt mit der Genfer Konferenz



Nicht nur Kommunisten vertrauen!
T eleg ram m  des P a rte itag e s  d e r  Exil-CDU an  d ie  G roßm ächte  

Göttingen (Eigenbericht). D ie  Delegierten des Parteitages 
der Exil-CD U  der Sowjetzone haben in  Göttingen beschlossen, 
an Stelle einer Entschließung ein Telegram m  an die L e iter  der 
Delegationen der v ier Großmächte abzusenden. Das Telegramm, 
das von den beiden Vorsitzenden Jakob Kaiser und Ernst Lem - 
m er namens des Vorstandes unterzeichnet ist, hat folgenden 
W ortlau t:
«D ie  in Göttingen zum P a r­

teitag versammelten M itglieder 
der legalen Christlich-Demokra­
tischen TJnion der sowjetisch 
besetzten Zone Deutschlands, 
die ihre Heim at verlassen muß­
ten, bitten die zur Konferenz 
in  Genf zusammengetretenen 
Staatsmänner in der F rage  der 
W iederverein igung Deutschlands 
eine Lösung zu finden, die es 
uns gestattet, bald in unsere 
Heimat zurückzukehren und in 
Freiheit und Sicherheit der 
W ohlfahrt unserer Landsleute 
und dem Frieden der "Welt zu 
dienen.“

D ie Großkundgebung am 
Sonntag in der Pau liner K irche 
wurde zu einer machtvollen D e­
monstration des W illens zur 
Einheit Deutschlands. Bundes­
m inister K a i s e r  sprach die 
Hoffnung aus, daß die W ieder­
vereinigung Deutschlands in 
Genf zum zentralen Thema 
werde. Als. ein selbstverständ­
liches Lebensrecht bezeichnete 
Bundesminister Dr. T i l l -

m a n n s die Forderung nach 
der W iedervereinigung. E r ap­
pellierte an die Sowjetunion, 
Vertrauen zum ganzen Deutsch­
land zu haben und nicht nur zu 
einer Handvoll Kommunisten.

Stehend und m it tie fer E rg r if­
fenheit hörten die Teilnehmer 
der Kundgebung die W orte 
Ernst L  e m m e r  s , die er dem 
Gedenken der Opfer fre iheit­
licher P o litik  der CDU- in  der 
sogenannten „DDR.“  widmete.

Zur Eröffnung des Parteitages, 
an der u. a. die Professoren 
W o e r m a n n  und E  e i m p e i 
(beide Göttingen) teilnahmen, 
hatten K a i s e r  und der ge­
schäftsführende Vorsitzende, Dr. 
G r a d l ,  gesprochen. Gradl 
warnte im  Zusammenhang m it 
der F rage des europäischen Si­
cherheitssystems vor „vorläufi­
gen“ Deutschland - Regelungen, 
die die Spaltung aufrechter­
halten. „A lle  solche P rovisori­
en“ , sagte er, „führen vielleicht 
nicht ihren 'Worten, aber jeden­
fa lls ihrem Wesen nach zu

einer unbegrenzten Verlänge­
rung der deutschen Zerrissen­
heit. Ob sie vom Osten oder 
vom W esten kommen, sie müs­
sen vom gesamtdeutschen Stand­
punkt aus abgelehnt werden“.

A u f der Arbeitstagung am 
M ontag sagte P ro f. F r i e ­
d e n s b u r g ,  es werde etwa 
zwei bis drei Jahre dauern, bis 
in einem w iedervereinigten 
Deutschland ein wirtschaftlicher 
Aufschwung beginnt.

D er legale Hauptvorstand der 
Exil-CDU  setzt sich nach dem 
Beschluß des Parteitages fo l­
gendermaßen zusammen: 1. Vor­
sitzender: Bundesminister K a i­
ser, 2. Vorsitzender: Ernst
Lem m er (MdB), geschäftsfüh­
render Vorsitzender: J. B. Gradl, 
B eisitzer: Ferdinand Friedens­
burg (MdB), Heinrich Krone 
(M dB ), Bundesminister T il l­
manns. A ls Vertreter der Land­
mannschaften : W illy  Heller,
Germanus Theiß (Brandenburg), 
W erner Jöhren, K a rl - Heinz 
Kaltenborn (Mecklönbg.), Ernst- 
Günter Hass, Gotthard Thümer 
(Sachsen), Hans-Heinrich K e l­
lermann, Anton M iller (MdB) 
(Sachsen-Anhalt), Georg Grosse, 
Hans-Joachim Schwarze (Thü­
ringen). Für die Frauen: H ed­
w ig  Matuschek, Friede Laupitz, 
fü r die Junge Union: W illi
Oesterlein, Heinz - Ulrich Ko- 
renke.

Freie Stimme der Sowjetsone
Der folgende Vortrag des 

geschäftsführenden Vorsit­
zenden der Exil-CDU, Dr. J. 
33. Gradl, am 19. Juli im  
It lA S  g ib t eine zusammen­
fassende W ürdigung des 
Parteitages der Exil-CDU 
in Göttingen.

Unsere eigene, deutsche V er­
antwortung fü r die Überwin­
dung der Spaltung unseres 
Landes steht in diesen Tagen 
der Genfer Konferenz größer 
denn je  vo r  unseren Augen. 
Zwar können w ir nichts Un­
m ittelbares tun. Zwar sind w ir 
entscheidend darauf angewie­
sen, daß die Staatsmänner der 
v ier Konferenzmächte zu rech­
ten Entschlüssen kommen oder 
sie wenigstens vorbereiten. Aber 
es ist ein Unterschied, ot> w ir  
fatalistisch unser Schicksal der 
fremden Verantwortung über­
lassen, oder ob w ir  unseren 
W illen laut "werden lassen und

m it ihm das Denken der Groß­
mächte zu beeinflussen suchen. 
Damals, 1945 in Potsdam, 
konnte man Abmachungen tre f­
fen, die von der absoluten W il­
len losigkeit des deutschen V o l­
kes ausgingen. Heute sind w ir  
w ieder ein Volk, das seinen 
W illen  fre i prägen und ver­
nehmbar machen kann.

Kundgebung des Willens
Allerdings g ilt  das nur für 

die fün fzig  Millionen Deutschen 
in der Bundesrepublik und in 
W estberlin. Es g ilt  nicht für 
die zwanzig Millionen in der 
sowjetischen Besatzungszone 
und in Ostberlin. Was von dort 
aus dem Mund der sogenannten 
staatlichen Organe und po liti­
schen Institutionen kommt, das 
ist nur gelenktes, befohlenes 
W ort, das heute so, morgen so 
klingt, aber immer unecht ist.

In  diesen Tagen eine freie 
Stimme der Sowjetzone hörbar 
zu machen, das w ar deshalb die 
eigentliche Aufgabe des Parte i­
tages, den die Exil-CDU in 
Göttingen abgehalten hat.

Es war kein Parte itag  im  üb­
lichen Sinne, mit den auf Par­
teitagen notwendigen, aber le i­
digen Auseinandersetzungen um 
Kandidaturen und Positionen, 
um Organisationen und po liti­
sche Taktik. D ie sogenannten 
Regularien waren in einer 
Stunde erledigt. Der Parte itag 
war sowohl in seinen Arbeits­
sitzungen w ie in der fe ier­
lichen Kundgebung in der Göt­
tinger Paulinerkirche eine 
Kundmachung nationalpoliti­
schen W illens. Die Männer und 
Frauen, die in Göttingen ver­
sammelt waren, hatten alle ein­
mal nach 1945 in der Sowjet- 

(Fortsetzung Seite 6)



Zehn Jahre nach Potsdam: Genf
Es hat sich allerhand geändert — Zwischen Aufteilung und Wiedervereinigung

Neben den sachlich-nüchternen Bezeichnun­
gen fü r die jetzt stattflndende Genfer Konferenz 
ist liier und da das frühere M odewort „Große 
V ier“  w ieder aufgetaucht. Es war allgemein im 
Umlauf, als vor zehn Jahren, am 17. Juli 1945, 
im Potsdamer Cäcilienhof Churchill, Stalin und 
Truman zu der seither letzten Ost-West-Ta- 
gung „auf höchster Ebene“  zusammentraten. 
Gegen Ende der Konferenz wurde Churchill von

A ttiee abgelöst, der nach einem Eabour-W ahl­
sieg die britische Begierung übernommen hatte. 
Damals gab es nur drei „Große“  in der Kon fe­
renzfo lge Teheran, Jalta, Potsdam. Der Begriff 
„Große D rei“  oder „Große V ier“  sollte wohl 
eine Verbindung von Macht, Schiedsrichteramt 
und weltpolitischer Verantwortung versinnbild­
lichen. W eder frag te  man. die Besiegten noch 
die Neutralen.

Um Mißverständnissen vorzu­
beugen, erklärte kürzlich der 
amerikanische Außenminister 
Dulles in San Franzisko: „V/ir 
werden es in Genf keinesfalls 
darauf anlegen, als eine A rt 
W eltdirektorium  zu fungieren, 
das sich das Recht nehmen 
würde, das Schicksal anderer zu 
bestimmen. W ir  werden v ie l­
mehr versuchen, so vorzugehen, 
daß alle direkt betroffenen N a­
tionen ihre jew eiligen  Ansich­
ten und Rechte vo ll geltend 
machen können.“  H ier hat sich 
also schon allerhand geändert.

Großer Abstand
So groß auch der Abstand 

zwischen Potsdam 1845 und Genf 
1955 sein mag, so g ib t es doch 
zwischen den beiden Zusammen­
künften eine Verbindung in der 
politischen Problematik, der 
Aufgabe und der Verantwor­
tung. Durch die Konferenzen 
von Teheran, Jalta und Po ts­
dam sollten die Gerechtigkeit 
zum Sieger gemacht, eine sta­
bile W eltordnung geschaffen 
und der Frieden auf eine Jange 
Dauer, wenigstens auf 50 Jahre, 
gesichert werden. Keines von 
diesen damals proklamierten 
Zielen wurde erreicht. Dem 
zweiten W eltk rieg  fo lgte  nicht 
eine bessere W eltordnung, son­
dern neue Verw irrung, neue 
Ungerechtigkeiten, eine Ausdeh­
nung der Gegensätze über das 
Ganze des Erdballes.

Die Teilungspläne
Die Zusammenkünfte der drei 

Regierungschefs in Teheran, 
Jalta und Potsdam waren Höhe­
punkte in den Anstrengungen 
der Vereinigten Staaten, Groß­
britanniens und der Sow jet­
union, ihre militärischen Ope­
rationen zu koordinieren. 
Deutschland auf lange Zeit hin­
aus zu entmachten, das Bünd­
nis der Großmächte zu stabili­
sieren und dem Völkerbund 
einen erfolgreicheren Nachfol­
ger in Gestalt der Vereinten

Nationen zu geben. Uber die E r ­
richtung der Vereinten N atio ­
nen, die Landung der amerika­
nischen und britischen Truppen 
in  Frankreich, die Beteiligung 
der Sowjetunion an dem K r ie g  
gegen Japan und über den 
Grundsatz, das deutsche Volk 
fü r die Zerstörungen und V er­
nichtungen des zweiten W e lt­
krieges büßen zu lassen, wurde 
eine Übereinstimmung erreicht. 
Da die Sowjetunion nicht daran 
Sachte, die 1939 in der Zeit der 
Zusammenarbeit Stalins mit 
H itle r  von ihr annektierten ost­
polnischen Gebiete w ieder her­
auszugeben, beschloß man, den 
polnischen Staat nach W esten 
zu verschieben. Dagegen konnte 
man sich nicht über die pol­
nische W estgrenze einigen.

Im m er w ieder ist man von 
neuem erschüttert, wenn man 
nachliest, w ie die „Großen D rei“ 
auf den Konferenzen von Tehe­
ran und Jalta das Seziermesser 
ansetzten, um die Landkarte 
von Deutschland kreuz und 
quer zu zerschneiden. Churchill 
g ing von dem Gedanken aus, 
Preußen zu verkleinern und zu 
isolieren und die süddeutschen 
Länder m it Österreich und Un­
garn zu einem Donaubund zu­
sammenzuschließen.

E in P lan  Roosevelts in Tehe­
ran sah vor, Deutschland in 
fü n f Gebiete zu zerlegen und 
die Ruhr, die Saar, Hamburg 
und K ie l den Vereinten N atio ­
nen zu unterstellen. Stalin oppo­
n ierte gegen den Donaubund- 
Gedanken. Es sei besser, die 
deutschen Stämrqe zu zersplit­
tern, Ja, Stalin, der von der 
Ostpropaganda als ein Be­
schützer der deutschen Einheit 
h ingestellt worden ist, äußerte 
in  Jalta, w ie Churchill berich­
tet, er sehe in dem deutschen 
Streben nach W iedervereini­
gung eine große Gefahr, der 
man mit wirtschaftlichen Maß­
nahmen begegnen müsse und 
auf die Dauer nötigenfalls mit 
Gewalt. Das sei der einzige

W eg  zur Erhaltung des 
Friedens.

D ie  Oder-Neiße-Lin ie war von 
vornherein ein Versuch Stalins, 
ein F a it accompli zu schaffen. 
D ie Westmächte hatten sich ln 
Jalta bereit erklärt, den Polen 
alle von ihnen gewünschten Ge­
biete. östlich der Oder zuzu­
teilen. A ber sie wandten sich 
gegen die weitergehende Forde­
rung nach einer Grenzziehung 
an der westlichen Neiße. In s­
besondere Churchill hat w ieder­
holt betont, daß nur das öst­
liche U fer der Oder und die öst­
liche Neiße von ihm als Grenze 
in Betracht gezogen worden 
seien. In  Potsdam mußten die 
Westmächte nun feststellen, 
daß Stalin das ganze deutsche 
Gebiet östlich der Oder-Neiße- 
L in ie, ohne Frankreich und 
Großbritannien zu befragen, 
polnischer Verw altung unter­
stellt hatte. Ih r Protest gegen 
die einseitige Handlungsweise 
der Sowjets ist wenigstens in­
sofern wirksam geworden, als 
dem Potsdamer Abkommen zu­
fo lge  die endgültige Festlegung 
der W estgrenze Polens bis zur 
Friedenskonferenz zurück­
gestellt werden soll.

Anfang der Einsicht
So schwer heute noch die 

Hinterlassenschaft von Tehe­
ran, Jalta und Potsdam auf 
Deutschland und Europa lastet, 
so sind doch aus den Fehlern 
von 1945 starke Impulse für 
Versöhnung, Zusammenarbeit 
und gegenseitige H ilfe  er­
wachsen. Auch zeugt bereits die 
Geschichte der drei Konferenzen 
von den Erfolgsaussichten der 
deutschen Forderung nach W ie ­
dervereinigung. Während in T e ­
heran und Jalta alle drei V er­
handlungsteilnehmer eine A u f - ! 
teilung Deutschlands wünsch­
ten, meldete sich im Potsdamer 
Abkommen der Anfang einer 
Einsicht, daß es notwendig ist, 
dem1 deutschen Volk den W eg 
zu seiner Einheit freizugeben.



Westdeutscher Erfolg auf Posener Messe
Stärkster Zulauf, aber die Staatszentralen treten kurz

Besen (E igenbericht). Sinn 
ersten M ale seit K riegsende 
■werden in  Po len  westdeutsche 
Erzeugnisse auf einer Messe 
gezeigt. A u f der Posener Messe 
vom  3. bis 23. Ju li waren über 
40 westdeutsche F irm en vertre­
ten. Da diese Messe über­
w iegend einen Ausstellungs- 
charakter trägt, haben rund 
600 000 Po len  aus allen Teilen 
des Landes das Gelände be­
sucht.

D ie H a lle V I, ln der die 
deutschen Aussteller geschlos­
sen untergekommen sind, war 
unbestritten die am stärksten 
besuchte. T a g  fü r T a g  stauten 
sich die Besucher vor allem  vor 
den Ständen deutscher V er­
brauchsgüter. Uhren und Foto ­
apparate, Küchengeräte, Bund­
funkempfänger und Fernseh­
geräte erregten das allgemeine

Interesse der Polen. Qualität 
und Form  hoben sich sichtbar 
von den einheimischen Erzeug­
nissen und von denen des Ost­
blocks ab. Den stärksten „Zu­
lau f“ hatte jedoch eine große 
Rasierklingenfabrik, die auch 
Trockenrasierapparate ausstellt. 
H ier  kam es förm lich zu be­
drohlichen Szenen auf dem 
deutschen Stand, da die Polen 
schon aus der Vorkriegszeit ge­
wöhnt waren, deutsche K lingen  
zu gebrauchen. Dia in Po len  
fe ilgebotene W are soll sehr 
schlecht sein, so daß man sich 
nach deutschen Erzeugnissen 
sehnt. D ie  kleine deutsche Aus­
stellung wurde zu einer wahren 
Demonstration fü r deutsche Ge­
brauchsgüter — , ein Ergebnis, 
das die Aussteller selbst nicht 
in  dem Umfange erwartet hat­
ten'.

D ie Aussteller können a ller­
dings den Warenhunger der 
Polen nicht befriedigen. Als 
Käu fer kommen ausschließlich 
die staatlichen Einkaufszentra­
len in  Frage. Private Handels­
firm en g ib t es in Polen ohne­
hin nicht mehr. D ie Staatszen­
tralen treten jedoch beim  Ein- 

, kauf von Gebrauchsgütern 
außerordentlich kurz. Sie wün­
schen von der Bundesrepublik 
möglichst Investitionsgüter aller 
Art. Aussteller, die Maschinen, 
Baugeräte, landwirtschaftliche 
Geräte und Baustoffe anbieten 
konnten, werden aus Posen m it 
vollen Auftragsbüchern zurück­
kommen. E ine andere Frage 
ist es, ob die Au fträge auch 
realisiert werden können, denn 
das deutsch-polnische Verrech­
nungskonto droht überzogen zu 
werden.

Freie Stimme der Sowjetsone
F o r t s e t z u n g  

zone politische Verantwortung 
getragen, als Abgeordnete, als 
Bürgermeister, als politische 
Delegierte ihrer Parte i —  so 
lange, b is ihnen die E ingriffe 
der sowjetischen Administration 
und später des gleichgesehalte- 
ten kommunistischen Regim es 
keinen anderen Ausweg mehr 
ließen, als in die politische 
Em igration zu gehen.

Eindringliche Warnung
Es ist selbstverständlich, daß 

die R eferate des Parteitages 
von dem Genfer Geschehen 
wesentlich bestimmt waren. Der 
W e lt  ist auch auf diesem W ege 
noch einmal gezeigt worden, 
w ie  groß die Bedeutung der 
W iederverein igung fü r uns, aber 
nicht nur fü r uns, sondern auch 
fü r die W e lt  selber ist. Sie ist 
in  dem R efera t von Ernst Lem - 
mer eindringlich gew arnt w or­
den, nach dem zweiten W e lt­
krieg nicht denselben Feh ler im  
K erngeb ie t Europas zu w ieder­
holen, der nach dem ersten 
W e ltk rieg  schon in  so verhäng­
nisvoller W eise begangen w or­
den ist.

Heute ist man w eith in  dar­
über einig, daß es eine Torheit 
war, die sozusagen überstaat­
liche Völkergemeinschaft öster- 

' reich-Ungarns aufzulösen. Was 
in  leidlicher Ordnung War, wur-
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de von da an ein Gebiet stän­
diger Spannung und politischen 
Kam pfes der Umwelt. Es g e ­
hört w irklich nicht v ie l Phan­
tasie dazu, sich die Zerstörung 
des europäischen Gleichgewichts 
vorzustellen, m it ihren schlim­
men Folgen  fü r die Dauer, 
wenn die W iederherstellung 
der staatlichen Einheit - in 
deutschen Bereich nicht gelänge.

W as Lernmer unter po liti­
schen Gesichtspunkten behan­
delte, zeigte Ferdinand Friedens­
burg in  w irtschaftlicher und 
der ehemalige Bürgermeister 
von Leipzig , E m st Eichelbaum, 
in geistiger Hinsicht.

D ie  andere Aufgabe des P a r ­
teitages w ar die Kennzeichnung 
der tatsächlichen Situation in  
der Sowjetzone. Das geschah 
nicht in  den lauten W orten des 
Kalten Krieges, sondern bei 
a ller leidenschaftlichen An te il­
nahme doch in  nüchterner K la r­
heit.

Um so größer war die Be­
wunderung, die der Parte itag  
dem ungebrochenen inneren W i­
derstand der Sowjetzone zollte. 
Größer als das sogenannte 
Wirtschaftswunders der Bun­
desrepublik ist das Wunder, 
daß die Deutschen in der Zone 
nun schon im  zehnten Jahr der 
inneren Gleichschaltung w ider­
stehen und den Kommunismus

dadurch auf das Äußere, auf die 
politische und wirtschaftliche 
Apparatur beschränken. Peter 
Bloch und Robert Tillmanns 
haben um so eindringlicher der 
Erwartung Ser zwanzig M illio ­
nen Ausdruck gegeben. So er­
gab es sich als Selbstverständ­
lichkeit, daß Jakob Kaiser in 
seinem Vortrag die Überlegun­
gen eben auf die Verantwortung 
konzentrierte, die jene fün fzig  
M illionen Deutschen haben, die 
das Glück haben, w ieder einen 
freieft W illen  geltend zu ma­
chen.

Zwei Feststellungen 
In  zwei elementaren Feststel­

lungen lassen sich die Arbeiten 
des Göttinger Parteitages der 
Exil-CD U  zusämmenfassen. Die 
eine: daß den Deutschen in  der 
Zone das System der Pankower 
Machthaber nicht mehr lange 
zugemutet werden darf —  aus 
Gründen der Menschlichkeit, der 
F reiheit der Demokratie nicht 
mehr, und auch aus Gründen 
der Sicherung des Friedens 
nicht. D ie andere: daß nicht 
nur fü r unser Volk, sondern für 
die ganze W e lt  ein unvorstell­
barer Au ftrieb  zu allgemeiner 
Entspannung und Aufwärtsent­
wicklung ausgelöst würde, wenn 
uns Deutschen der -Weg zu fre i­
er staatlicher Einheit fre igege ­
ben würde. Gebe Gott, daß Genf 
dazu den erlösenden B eitrag 
leistet.



Telefonverbindungen Düsseldorf erhält Großflughafen
Düsseldorf (D P A ). Düsseldorf soll den 

größten und modernsten europäischen 
F lughafen bekommen.

W ie  der nordrhein-westfälische W irt­
schaftsminister Dr. Middelhauve vor der 
Presse raitteilte, w ird  der F lugp latz Düs­
seldorf-Lohausen vom  Frühjahr 1956 an 
m it einem Aufwand von 50 bis 60 M il­
lionen DM  innerhalb von 15 Jahren stufen­
weise ausgebaut. Middelhauve sagte, es 
gebe in Europa kaum einen Flugp latz, der 
so nahe an dem Verkehrszentrum liege, 
fü r das er gebaut worden ist, w ie Düssel­
dorf-Lohausen. In  der Nähe der Eisen­
bahnstrecke, die —  in Zukunft elektrisch 
— das Kuhrgebiet m it Düsseldorf und 
Bonn verbindet, werden neue A b fertigu n gs-, 
gebäude und ein Bahnhof der Bundesbahn * 
entstehen.

Tauweüer in Sicht

Filme im  Amerika-Haus
Ständige kostenlose Filmvorführungen 

m it den neuesten Wochenschauen werden 
fü r  Besucher aus dem Ostsektor Berlins 
und der Ostzone im  A m e r i k a - H a u s  
a m  N o l i e n d o r f  p l a t z  gezeigt. T ä g ­
lich ab 13 TJhr in stündlicher Folge. Letzte 
Vorführung um 1? Uhr. Sonnabends Be­
ginn um 14 U h r ; sonntags Beginn um 
15 Uhr.

Jugendfilmstunde für K inder aus dem 
Ostsektor und der Ostzone jeden Sonntag 
um 14 Uhr. Es kann gar nicht warm genug sein!

„Los, er ist doch sonst immer 
\ dein Vorbild!"

Doppelt so schnell w ie  der Schall
W ashington (A P ). D er neue amerika­

nische Düsenjäger X F  104 fliege doopelt so 
schnell w ie der Schall und habe Geschwin­
digkeiten von über 2250 K ilom eter in  der 
Stunde erreicht. D ies berichtet die „Am e­
rican Aviation D aily". Eine gleichzeitig 
veröffentlichte Zeichnung ze ig t die X F  104 
als ein verhältnismäßig kleines F lugzeug 
m it kurzen, stumpfen F lügeln  von knapp 
sieben M eter Spannweite.



Zum Uranrausch reicht es nicht
Sefow arsw ald  l ie fe r t  R o h s to ff  fü r  deutsche Atommeiler 
Stuttgart (BB-Sonderbericlit). D ie  Stunde X  fü r den west­

deutschen Uranbergbau ist nicht mehr fern. Nachdem die Bun­
desrepublik die wissenschaftliche Atomforschung in  beschränk­
tem Umfang -wiederaufgenommen hat und die baldige A u f­
stellung des ersten Atommeilers erwartet werden darf, ist auch 
die F rage  der Beschaffung des w ichtigen Bohstoffs Uran in ein 
akutes Stadium getreten. D ie geologischen Forschungen der 
letzten Jahre haben zunächst zwei Uranlager im  Bereich der 
Bundesrepublik lokalisiert.
Es sind die Vorkommen im  

F ichtelgebirge und im Schwarz­
wald. Da die Grenznähe des 
F ichtelgebirges den Abbau der 
dortigen Lager kaum zuläßt, 
konzentriert sich das Interesse 
der Uransucher auf den 
Schwarzwald.

Das Zentrum des künftigen 
Uranbergbaus lieg t in der Um­
gebung des ehemaligen K laris- 
sinnenklosters W ittichen, im 
Klosterbachtal. einem engen 
Seitental der K inzig.

Nach den bisherigen Unter­
suchungsergebnissen der Ba­
dischen Geologischen Landes­

anstalt sind die Vorkommen 
nicht so bedeutend, daß es zu 
einem Uranrausch kommen 
wird. Immerhin werden die 
La ge r ausreichen, um die 
deutsche Atomforschung mit 
dem notwendigen Kernbrenn­
stoff zu versorgen. Wann die 
Stunde des westdeutschen Uran­
bergbaus schlagen w ird? Die 
zuständigen Behörden hüllen 
sich darüber in Schweigen. 
V ielleicht darf man daraus 
schließen, daß der T a g  nicht 
mehr fern  sein wird.

SSD, herhören!
Der kleine TAG  w ird  ver­

sandt iind verteilt ohne 
Rücksicht auf die politische 
Gesinnung des Empfängers. 
Gegner sind als Empfänger 
sogar besonders beliebt, 
denn sie haben es nötiger 
als andere, d ie Wahrheit zu 
erfahren. W er Verdacht hat, 
daß seine Post überwacht 
w ird, kann den kleinen TAG 
also ruhig bei der Polizei 
oder beim Bürgermeister­
amt oder bei seiner Dienst­
stelle abgeben. übrigens 
w ird er auch dort gern 
gelesen.
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H itze dehnt Schienen
Hamburg (D PA ). Durch die ungewöhn­

lich starke H itze wurde einen Tag  lang 
der Hamburger Hochbahnverkehr auf der 
Strecke Jungfernstieg — Ochsenzoll zum 
T e il lahmgelegt.

Zwischen der Endstation Ochsenzoll und 
der nächstfolgenden Station Langenhorn- 
Nord dehnte sich ein Gleis um dreißig 
Zentimeter aus. Da sich dadurch die 
Schienen stark verzogen, mußte die Hoch­
bahn den Verkehr auf dieser Strecke 
sperren.

Neue Kaiser-Friedrich-Kirche
Berlin  (Eigenbericht). Im  W estberliner 

Hansaviertel w ird  die historische Kaiser- 
Friedrich-Gedäehtniskirche neu errichtet. 
Das a lte Gotteshaus, ein Bau im  neu­
gotischen Stil des vorigen  Jahrhunderts, 
w ar imi K r ie g  zerstört worden. D ie V or­
arbeiten fü r den .Neubau haben bereits 
begonnen.

D er kühne Entw urf (B ild  rechts) stammt 
von Professor Lu dw ig  Lemmer. D ie K irche 
w ird  sich der modernisierten Umgebung, 
w ie sie zur Internationalen Bauausstellung 
erstehen w ird , anpassen. D ie Zeit des K o- 
pierens historischer Baustile der Vergan­
genheit fü r den Kirchenbau ist in der 
freien  W e lt  vorbei.

Das Beherrschende an dieser K irche w ird  
der aus verschiedenen Rippen und Säulen 
gefügte Turm  sein. A u f seinem 53 M eter 
hohen Podest schließt sich der Beton w ie 
zu gefalteten Händen, aus denen ein zehn 
M eter hohes K reuz in den Himmel wächst. 
Später soll es angestrahlt werden, um die 
.Wirkung zu erhöhen.


